
Satzung über die Gestaltung von Außengastronomie auf
öffentlichen Plätzen, Wegen und Straßen in der Stadt ortrand

Auf Grundlage von SS 18 Abs. 1 Satz 3 und 47 Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBI.l/09, [Nr. 15], 5.358), zuletzt
geändert durch Artikel 5 Absatz 6 des Gesetzes vom 5. März2O24 und gg 3 und 28 Abs. 2 Nr.
9 Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Brandenburgische Kommunalverfassung -
BbgKVerf) vom 5. Mär22024 (GVB|.V24, [Nr. 10], S., ber. [Nr. 38]), geändert durch Gesetz
vom 2. April 2025 (GVBl.l/2s, [Nr. 8]) in den jeweils zuletzt geltenden Fassungen hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Ortrand in ihrer Sitzung am 05.02.2026 die folgende
Satzung über die Gestaltung von Außengastronomie auf öffentlichen Plätzen, Wegen und
Straßen in der Stadt Ortrand beschlossen:

Präambel

Diese Satzung regelt die Gestaltung der Außengastronomie auf öffentlichen Plätzen, Wegen
und Straßen in der Stadt Ortrand. Damit soll ein einheitliches, ansprechendes und sicheres
Stadtbild hergestellt und gewährleitet werden und gleichzeitig die Belange von Verkehr,
Anwohnern und Gewerbetreibenden in Einklang bringen.

s1
Geltungsbereich

(1) Nach dem Brandenburgischen Straßengesetz (BbgStrG) bedarf die lnanspruchnahme
öffentlicher Straßen über den Gemeinbedarf hinaus (Sondernutzung) einer
Sondernutzungserlaubnis (S 18 Abs. 1 SaE 1 und 2 BbgStrG). Hierzu hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Ortrand in ihren Sitzungen am 10.09.2002 und
20.04.2004 die Satzung zur Sondernutzung von öffentlichen Straßen und Plätzen in der Stadt
Ortrand beschlossen.

(2) Diese Satzung ergänzt die Sondernutzungssatzung der Stadt Ortrand im Hinblick auf
die Gestaltung der Außengastronomie.

(3) Die Satzung gilt auf allen Straßen, Wegen und Plätzen, die im Geltungsbereich liegen,
sofern sie im Eigentum der Stadt Ortrand stehen oder dem öffentlichen Verkehr gewidmet
sind.

(4) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die in g 2 Abs. 2 BbgStrG genannten
Bestandteile des Straßenkörpers, der Luftraum über dem Straßenkörper, das Zubehör und
die Nebenanlagen.

s2
Gemeingebrauch, Anl iegergebrauch

(1) Für den Gebrauch der öffentlichen Straßen ist keine Sondernutzungserlaubnis
erforderlich, wenn und soweit die Straße zu dem Verkehr benutzt wird, dem sie im Rahmen
der Widmung und der verkehrsrechtlichen Vorschriften zu dienen bestimmt ist
(Gemeingebrauch).



(2) Die Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch hinaus bedarf innerhalb
geschlossener Ortslage keiner Erlaubnis, soweit sie für Zwecke des Grundstücks erforderlich
ist und den Gemeingebrauch nicht dauernd ausschließt oder erheblich beeinträchtigt oder in
den Straßenkörper eingreift (Straßenanliegergebrauch). Hierzu zählen insbesondere

bauaufsichtlich genehmigte Bauteile, z.B. Gebäudesockel, Fensterbänke, Vordächer,
Kellerlichtschächte, Aufzugsschächte für Waren und Mülltonnen in Gehwegen,
die Ausschmückung von Straßen- und Häuserfronten im unmittelbaren zeitlichen und
inhaltlichen Zusammenhang mit Feiern, Festen, Umzügen, Prozessionen und ähnlichen
Veranstaltungen, die der Pflege des Brauchtums und religiösen Zwecken dienen,
die Lagerung von Brennstoffen, Baumaterialien sowie Umzugsgut am Tag der Lieferung
bzw. Abholung auf Gehwegen und Parkstreifen,
das Abstellen von Abfallbehältern auf Gehwegen und Parkstreifen am Tag der Abfuhr sowie
einen Tag davor,
Verschönerungsmaßnahmen an der Hauswand (2. B. Blumenkübel, Fassadenbegrünungen),
die nicht mehr als 0,30 m in den Straßenraum hineinragen,

sofern die Verkehrsteilnehmer hierdurch nicht gefährdet oder in ihrer Mobilität beeinträchtigt
werden.

(3) Bei Nutzungen auf baulich abgegrenzten Gehwegen muss eine Verkehrsfläche in einer
Breite von mindestens 1,30 m freigehalten und ein Abstand von der Fahrbahnkante von 0,50
m eingehalten werden. lm Lichtraumprofil der Fahrbahn ist eine Nutzung in einer Breite von 2
Metern ab Straßenmitte und bis zu einer Höhe von 4 Metern unzulässig.

s3
Erlaubnisfreie Sondernutzu ng

(1) Keiner Erlaubnis bedürfen

a) je eine Werbeanlage an der Stätte der Leistung, die nicht mehr als 0,30 m in den
Gehweg hineinragt, sowie Sonnenschutzdächer und Markisen über baulich durch
Hochborde abgegrenzte Gehwege ab 2,20 m Höhe und in einem Abstand von
mindestens 0,70 m vom Hochbord,

b) je eine Werbeanlage sowie Verkaufseinrichtungen und Warenauslagen, die tage- oder
stundenweise an der Stätte der Leistung ohne feste Verbindung mit einer baulichen
Anlage oder dem Boden angebracht oder aufgestellt werden und nicht mehr als
0,50 m in den Straßenraum hineinragen,

c) das Verteilen von Flugblättern, lnformationsbroschüren ohne Benutzung fester
Einrichtungen (Tische etc.) und das Umherziehen mit lnformationstafeln zu religiösen,
politischen und gemeinnützigen Zwecken.

(2) Nach Abs. 1 erlaubnisfreie Sondernutzungen können eingeschränkt oder untersagt
werden, wenn Belange des Straßenbaus, der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs, der
Barrierefreiheit oder die Umsetzung eines städtebaulichen Konzepts dies erfordern. $ 2 Absatz
3 gilt entsprechend.



s4
Erlaubnisbedürft i ge Sondernutzu ngen

(1) Die Benutzung der Straßen über den Gemeingebrauch hinaus bedarf, soweit in dieser
Satzung nichts anderes bestimmt ist, als Sondernutzung der Erlaubnis des Amtes Ortrand.

(2) Sondernutzungen dürfen erst dann ausgeübt werden, wenn dafür die Erlaubnis sowie
andere erforderliche Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt sind. Der Erlaubnis bedarf auch
die Enareiterung oder Anderung der Sondernutzung.

(3) $ 2 Absatz 3 gilt entsprechend

(4) Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des Eigentums der Straßen außerhalb
des räumlichen Widmungsumfangs richtet sich nach bürgerlichem Recht, wenn sie den
Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt. Eine vorübergehende Beeinträchtigung für Zwecke der
öffentlichen Versorgung oder der Entsorgung bleibt außer Betracht.

s5
U nerlaubte Sondernutzu ngen

Wird eine öffentliche Verkehrsfläche ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt der
Erlaubnisnehmer seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann das Amt Ortrand die
erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung der Benutzung oder zur Erfüllung der Auflagen
anordnen. Sind solche Anordnungen nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand
möglich oder nicht Erfolg versprechend, so kann sie den rechtswidrigen Zustand auf Kosten
des Pflichtigen beseitigen oder beseitigen lassen.

s6
Erlaubnisantrag

(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag erteilt. Dieser ist schriftlich
spätestens 3 Wochen vor der beabsichtigten Ausübung der Sondernutzung mit Angaben über
Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernutzung bei dem Amt Ortrand zu stellen. ln vom
Antragsteller zu begründenden Ausnahmefällen kann diese Frist verkürzt werden.

(2) Einer Erlaubnis nach dieser Satzung bedarf es nicht, wenn dem Antragsteller für die
beabsichtigte Sondernutzung nach straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften eine Erlaubnis für
eine übermäßige Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erteilt worden ist.

(3) lst mit der Sondernutzung eine Behinderung oder Gefährdung des Verkehrs oder eine
Beschädigung der Straße oder die Gefahr einer solchen Beschädigung verbunden, so muss
der Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher Weise den Erfordernissen der Sicherheit
und Ordnung des Verkehrs sowie des Schutzes und der Wiederherstellung der Straße
Rechnung getragen wird. lst mit der Sondernutzung eine über das übliche Maß
hinausgehende Verschniutzung der Straße verbunden, so muss der Antrag Angaben darüber
enthalten, in welcher Weise die Beseitigung der Verunreinigung durch den Erlaubnisnehmer
gewährleistet wird.

(4) Der Antragsteller hat dem Amt Ortrand auf dessen Verlangen angemessene
Vorauszahlungen oder Sicherheiten zu leisten.



s7
Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann versagt, widerrufen oder
unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn dies für die Sicherheit und Ordnung des
Verkehrs, die barrierefreie Benutzung oder zum Schutz der Straße erforderlich ist. ln dem von
einem städtebaulichen Konzept umfassten Bereich kann die Erlaubnis auch versagt werden,
wenn durch die Gestaltung der beantragten Sondernutzung das Stadtbild beeinträchtigt wird.

(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbundenen Anlagen
nach den bestehenden gesetzlichen Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik zu
errichten und zu unterhalten.

(3) Wenn die Erlaubnis befristet erteilt wird, hat der Erlaubnisnehmer spätestens bis zum
Ablauf des letzten Tages der Erlaubnis die Anlage zu entfernen, über das übliche Maß
hinausgehende, als Folge der Sondernutzung eingetretene Verunreinigungen der Straße zu
beseitigen und den Straßenteil in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. lm Falle der
Einziehung der Straße oder des Widerrufs der Erlaubnis wird dem Erlaubnisnehmer zu diesem
Zweck eine angemessene Frist gesetzt. Der Erlaubnisnehmer hat gegen das Amt Ortrand
keinen Ersatzanspruch bei Widerruf der Erlaubnis oder bei Sperrung, Anderung oder
Einziehung der Straße.

s8
Allgemeine Bestimmungen zur Gestaltung der Außengastronomie

(1) Es ist stets auf ein gepflegtes Erscheinungsbild der Elemente, die der
Außengastronomie dienen, zu achten. lnsbesondere beschädigte und beschmutze Elemente
sind unverzüglich in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen.

(2) Die Elemente, die der Außengastronomie dienen, sind stets von Dekorationsdruck,
Werbedruck und Beschriftung freizuhalten.

(3) Die zur Sondernutzung konzessionierten Flächen sind sauber zu halten und nach
Ablauf der Erlaubnis frei zu räumen.

se
Mobiliar

(1) Das Aufstellen von Mobiliar (2.8. Stühle, Tische, Bänke etc.) ist nur innerhalb der
konzessionierten Fläche zulässig.

(2) Pro Gastronomiebetrieb ist nur ein Möblierungstyp bezüglich Material, Form und Farbe
auszuwählen. Dabei sind gedeckte Farbtöne zu wählen.

(3) Für das Mobiliar sind die Materialien
a) Holz
b) Metall
c) textiles Material
d) Kunstoffgeflecht
e) Dekortischplatten
f) oder eine Kombination aus diesen zulässig

Das Aufstellen von Bierzeltgarnituren ist jedoch unzulässig. Zu befristeten Anlässen kann das
Aufstellen von Bierzeltgarnitu ren ausnahmsweise zugelassen werden.



s10
Einfriedungen

(1) Das Errichten von Zäunen, Geländern, Palisaden, Sicht-, Windschutz etc. ist nicht
zulässig.

(2) Liegt die Außengastronomie an einer stark befahrenden Straße, können Einfriedungen
aus Gründen der Verkehrssicherheit ausnahmsweise zugelassen werden. Die Gestaltung der
Elemente ist mit dem Amt Ortrand abzustimmen.

s11
Bodenbeläge und Podeste für die Sitzbereiche

(1) Der Boden der konzessionierten Fläche ergibt sich aus dem vorhandenen
Straßenniveau und Bodenmaterial.

(2) Das Errichten von Podesten und lnstallieren eigener Bodenbeläge (Teppich,
Kunstrasen etc.) ist unzulässig. Zu befristeten Anlässen können Bodenbeläge und Podeste
ausnahmsweise zugelassen werden. Die Gestaltung der Elemente ist mit dem Amt Ortrand
abzustimmen.

.. s12
Mobile Uberdachungen

(1) Als mobile Überdachung sind grundsätzlich nur Sonnenschirme zulässig

(2) Das Errichten von Segeln, Zelten, Pavillions etc. ist unzulässig. Zu befristeten Anlässen
können diese ausnahmsweise zugelassen werden. Die Gestaltung der Elemente ist mit dem
Amt Ortrand abzustimmen.

(3) Das Errichten von Sonnenschirmen ist nur in Verbindung mit Mobiliar (g a) und
innerhalb der konzessionierten Fläche der Außengastronomie zulässig.

(4) Pro Gastronomiebetrieb ist nur ein Schirmtyp bezüglich Material, Form und Farbe
aufzustellen.

(5) Die Bespannung der Sonnenschirme darf ausschließlich mit textilem Material
ausgeführt werden.

(6) Der Schirmdurchmesser darf eine Spannbreite von 3,5 m und Höhe von 3 m nicht
überschreiten.

(7) Grundsätzlich sind Befestigungen in Form von
a) Sockeln
b) oder Bodenhülsen

möglich. Die lnstallation von Bodenhülsen kann ausnahmsweise zugelassen werden. Die
Positionierung ist mit dem Amt Ortrand abzustimmen.

(8) Für Sockel sind die Materialien
a) Holz
b) Metall



c) Beton
d) Stein zulässig

s13
Begrünungselemente

(1) Begrünungselemente sind sämtliche mobile Objekte (2.B. Pflanzkübel etc.), die
bepflanzt sind. Tischdekoration ist von den Regelungen ausgeschlossen.

(2) Das Aufstellen von Begrünungselementen ist nur innerhalb der konzessionierten
Fläche zulässig.

(3) Pro Gastronomiebetrieb ist nur ein Typ an Begrünungselementen bezüglich Material,
Form und Farbe aufzustellen.

(4) Für Begrünungselemente sind die Materialien
a) Holz
b) Metall
c) Beton
d) Stein
e) Ton
f) Polyratten
g) Fiberglas in folgender Optik: - Holz

- Metall
- Beton
- Stein
- Ton zulässig

(5) Begrünungselemente dürfen eine Grundfläche von 0,25 qm (0,5 x 0,5 m) nicht
überschreiten.

(6) Begrünungselemente dürfen eine Höhe von 1,5 m (Pflanzbehälter und Bepflanzung)
nicht überschreiten.

(7) Gastronomiebetriebe können je nach Situation, bis zu sechs Begrünungselemente
aufstellen. Für Außenflächen ab einer Größe von 50 qm können Ausnahmen hinsichtlich der
Anzahl der Begrünungselemente zugelassen werden.

(8) Das Aufstellen von Begrünungselementen in geschlossenen Reihen zur Einfriedung ist
unzulässig.

s14
Außenheizung

Das Aufstellen von Außenheizungen in Form von Gas-, lnfrarot-Heizstrahlern und anderen
Wärmeproduzenten ist unzulässig.

s15
Weitere Ausstattu n gse lemente

Die Gestaltung aller weiteren Ausstattungselemente (Mülleimer, Werbefiguren etc.), welche
auf der konzessionierten Fläche aufgestellt oder positioniert werden, ist mit dem Amt Ortrand
abzustimmen.



s16
Sondernutzu ngsgebühren

(1) Für erlaubnisbedürftige Sondernutzungen werden Benutzungsgebühren nach der
Satzung zur Sondernutzung von öffentlichen Straßen und Plätzen in der Stadt Ortrand vom
11.09.2002, in der Fassung der Bekanntmachung der 1. Anderungssatzung vomO7.12.2OO4
erhoben.

(2) Das Recht der Stadt Ortrand, nach $ 16 Abs. 1 BbgStrG Kostenersatz sowie
Vorschüsse und Sicherheiten zu verlangen, wird durch die bestehende Gebührenpflicht oder
Gebührenfrei heit für Sondern utzungen nicht berüh rt.

(3) Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis Venrualtungsgebühren zu
erheben, bleibt unberührt.

s17
Verstoß und Bußgeld

(1) Bei Verstößen gegen die vorliegende Satzung zur Gestaltung der Außengastronomie
ist das Amt Ortrand berechtigt, Sondernutzungserlaubnisse zu widerrufen.

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen $ 4 Abs. 1 eine Straße über den Gemeingebrauch hinaus ohne Erlaubnis
benutzt,

b) entgegen $ 5 Abs. 1 einer erteilten vollziehbaren Auflage nicht nachkommt,
c) entgegen $ 7 Abs. 2 Anlagen nicht vorschriftsmäßig errichtet oder unterhält oder
d) entgegen $ 7 Abs. 3 auf vollziehbares Verlangen der zuständigen Behörde Anlagen

nicht entfernt oder den benutzten Straßenteil nicht in einen ordnungsgemäßen Zustand
versetzt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500 Euro belegt werden

s18
Schlussbestimmungen

(1) Von den Bestimmungen dieser Satzung kann eine Ausnahme gewährt werden, wenn
die Anwendung der Satzung andernfalls zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde.

(2) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Satzung über die
Gestaltung von Außengastronomie auf öffentlichen Plätzen, Wegen und Straßen in der Stadt
Ortrand vom 14.10.2025 tritt gleichzeitig außer Kraft.

(3) Bereits vorhandene Elemente auf konzessionierten Flächen sind spätestens bis zum
31.03.2026 an den Vorschriften dieser Satzung anzupassen.

Ortrand, den 1 8.02.2026
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